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Alarmismus ist angebracht. Zum Umfragehoch der 
Alternative für Deutschland aus feministischer Perspektive

SILKE SCHNEIDER

Mit der Alternative für Deutschland (AfD) hat sich in der Bundesrepublik Deutsch-
land erstmals seit der Staatsgründung 1949 eine rechtsextreme Partei langfristig 
parlamentarisch etablieren können.1 Im Bundestag seit 2017 und seit der letzten 
Wahl 2021 mit 10,3% und 83 Abgeordneten, ist die AfD mit Ausnahme des Land-
tags von Schleswig-Holstein mittlerweile in allen Landesparlamenten vertreten. Die 
Partei ist seit ihrer Gründung 2013 deutlich nach rechts gerückt, es gibt Verbindun-
gen zur Neonazi- und Reichsbürger*innen-Szene, und regelmäßig treten einzelne 
Vertreter*innen der Partei mit rechtsextremen Äußerungen an die Öffentlichkeit. 
Zurzeit gilt die Partei bundesweit als rechtsextremer Verdachtsfall (Bundesamt für 
Verfassungsschutz 2022), in einzelnen Bundesländern wird sie von den zuständigen 
Verfassungsschutzbehörden als eindeutig rechtsextrem eingeordnet (Tagesschau 
2023). Angesichts dieser Einschätzungen werden derzeit eine Prüfung der Verfas-
sungsfeindlichkeit und ein möglicher Antrag auf Verbot der AfD nach Artikel 21 des 
Grundgesetzes kontrovers diskutiert. 
Im Herbst 2024 finden in Brandenburg, Sachsen und Thüringen Landtagswahlen 
statt. In allen drei Ländern bekommt die AfD in Umfragen hohe Zustimmungswerte 
und scheint damit den Trend der jüngsten Landtagswahlen in Bayern (AfD 14,6%; 
die ebenfalls im rechten Spektrum angesiedelten Freien Wähler kamen auf 15,8%) 
(Bayerische Staatsregierung 2023) und Hessen (AfD 18,4%) (Wahlen in Hessen 
2023) fortführen zu können. Im Juli 2023 lag die AfD bei der Sonntagsfrage zur 
Landtagswahl in Thüringen („Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommen-
den Sonntag in Thüringen Landtagswahl wäre?“) bei 34% und war mit 13% Abstand 
zur CDU damit stärkste Partei (Infratest dimap 2023a). Im Vergleich zum Vorjahr 
legte die in diesem Bundesland vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextrem 
eingestufte Partei damit fast 10% zu. Eine Insa-Umfrage zur politischen Stimmungs-
lage in Thüringen vom Spätherbst 2023 bestätigte diesen Trend (Süddeutsche Zei-
tung 2023). Für Brandenburg ergeben die Umfragen ein ähnliches Stimmungsbild 
– im September 2023 lag die AfD bei der Sonntagsfrage bei 32% und damit 12% vor
der zweitstärksten SPD, ein Plus von 9% innerhalb eines knappen halben Jahres (In-
fratest dimap 2023b). Auch in Sachsen steigt die Zustimmung zur AfD in Meinungs-
umfragen, sie lag im Januar 2024 laut einer Civey-Erhebung zur Sonntagsfrage bei
37% und überholt damit erstmals die regierende CDU (33%) (Der Spiegel 2024).
Angesichts der hohen Zustimmungswerte und der damit möglichen Wahlerfolge der
AfD bei den kommenden Landtagswahlen müssten die rechtsextremen Politikkon-
zepte und offen rechtsextremen Positionierungen führender Politiker*innen dieser
Partei die Alarmglocken sämtlicher Demokrat*innen schrillen lassen. Aber wie
diese Entwicklung einzuschätzen und wie ihr zu begegnen ist, ist durchaus umstrit-
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ten. So sprach sich Alt-Bundespräsident Joachim Gauck (MRD 2023) angesichts 
des Umfragehochs der AfD in Thüringen gegen einen „Alarmismus (…) linker Ak-
tivisten“ aus, plädierte für ein Bündnis aller demokratischen Parteien gegen sie und 
für eine differenzierte Auseinandersetzung mit AfD-Positionen, die er als „national-
populistisch bis nationalistisch“ (Tagesspiegel 2023a) einordnet. Damit ist jedoch 
nur ein Teil – und der aus feministischer Sicht nicht unbedingt problematischste 
Teil – der AfD-Positionierungen angesprochen. Denn aus feministischer Perspektive 
verweist das Umfragehoch der AfD auf einen drohenden Rückschlag bei Gleichstel-
lung, Emanzipation und Antidiskriminierung. So zeigen die Ergebnisse der empiri-
schen Rechtsextremismusforschung, dass neben den zentralen Themen Rassismus 
und Xenophobie insbesondere Antifeminismus und Sexismus in den letzten Jahren 
für die Mobilisierung rechtsextremer Meinungen entscheidend waren (Höcker/Pi-
ckel/Decker 2020).

Gegen Feminismus und Emanzipation – antifeministische parteipolitische 

Positionen zu Geschlechterverhältnis und Familienbild

Die familien- und geschlechterpolitischen Entwürfe der AfD verweisen einerseits 
auf ein vermeintlich traditionelles Familienbild und geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung. Sie betonen die Rolle von (heterosexueller) Ehe und Familie, warnen vor 
‚Genderismus‘ oder ‚Frühsexualisierung‘ (Lang 2019; Wilde 2021). Anderseits wer-
den diese Bezüge auf traditionelle Werte als emanzipative Forderungen gerahmt – 
z.B. als Forderung nach einer Wahlfreiheit zwischen Familie und Beruf und damit 
einer Befreiung vom vermeintlichen Zwang zur Erwerbsarbeit in der Familienphase, 
hier werden jedoch nur die Mütter adressiert (Kalkstein et al. 2022). Die geschlechts-
spezifischen Identitätsangebote der AfD und anderer rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Parteien in Europa (z.B. in Italien oder Frankreich) sind durchaus 
differenziert und widersprüchlich. Gleichzeitig werden die Orientierung an konser-
vativen familienpolitischen Ordnungsvorstellungen, die Ablehnung von Gleichstel-
lungs- und Antidiskriminierungspolitik (als Teil der ‚Anti-Genderismus‘-Strategie), 
die Mobilisierung im Namen von Frauenrechten gegen fundamentalistische und 
traditionell patriarchale kulturelle und religiöse Misogynie und Gewalt in Gestalt 
insbesondere anti-islamischer Positionen vertreten. Darüber hinaus wird auf die 
Popularität weiblicher Protagonistinnen und Funktionärinnen der Parteien gesetzt 
(Dietze 2018). 
Gemeinsamer Nenner dieser Widersprüchlichkeiten bleibt der normative Bezug auf 
eine vermeintlich natürliche Zweigeschlechtlichkeit und Heteronormativität und die 
exkludierende Vorstellung einer anzustrebenden homogenen ‚Volksgemeinschaft‘. 
Durch die gesellschaftlich breite Verankerung antifeministischer Einstellungen gilt 
der rechtsextreme Antifeminismus als „Brückenideologie“ (Kalkstein et al. 2022, 263) 
und damit als tragende „ideologische Säule“ (ebd., 262) rechtsextremer Politik. Somit 
bedeuten die hohen Zustimmungswerte und eine mögliche Regierungsbeteiligung der 
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AfD eine Gefährdung erreichter gleichstellungspolitischer Standards sowie der Akzep-
tanz diverser, von vermeintlich natürlichen Normen abweichender Lebensentwürfe. 

Auswirkungen kommunalpolitischer Initiativen und Kooperationen mit der AfD

Erste Studien zu den Auswirkungen der parlamentarischen Etablierung der AfD auf 
kommunaler Ebene und zur Kooperation anderer Parteien mit ihr zeigen zum ei-
nen, dass es bereits vielfältige Kooperationen mit demokratischen Parteien gibt und 
die vielbeschworene Brandmauer zwischen der CDU und der AfD auf kommunaler 
Ebene nicht überall existiert. Zum anderen weisen erste Studien auf die Zielrichtung 
solcher kommunalpolitischen Kooperationen. Für das Bundesland Sachsen listet 
ein Überblick für die Jahre 2019 bis 2022 21 Kooperationen zwischen der extre-
men Rechten (meist AfD) und demokratischen Parteien (meist CDU) auf (Hummel 
2022). Kooperiert wurde vor allem in Form von Absprachen und gemeinsamen Ab-
stimmungen; Gegenstand der Kooperationen war z.B. die Verdrängung kritischer 
Freier Träger aus dem Jugendhilfeausschuss in Chemnitz (ebd., 110f.). Damit könnte 
z.B. eine Verdrängung feministischer oder queerer Anlaufstellen für Jugendliche 
einhergehen. Außerdem wurden Finanzierungsvorbehalte gegenüber kritischen zi-
vilgesellschaftlichen und im Bereich der Erinnerungspolitik aktiven Organisationen 
formuliert (ebd., 107ff.). Kritische Öffentlichkeit, Erinnerung an die Opfer des Na-
tionalsozialismus und Freie Jugendarbeit lassen sich damit auf kommunaler Ebene 
als „Angriffspunkte“ (ebd., 113) der extremen Rechten für eine gesellschaftliche 
Veränderung identifizieren und sind Teil ihrer antipluralistischen und antidemokrati-
schen Strategien, die sich auch gegen die Gleichstellung der Geschlechter und gegen 
diverse Lebensentwürfe richten.

Antipluralismus und Ausgrenzung

Aus den Positionierungen und Äußerungen von führenden AfD-Politiker*innen geht 
klar hervor, dass die Möglichkeiten demokratischer Partizipation und parlamenta-
rischer Rechte zur Unterwanderung und letztlich Abschaffung der repräsentativen 
Demokratie und ihren Menschen- und Bürgerrechten genutzt werden soll (exem-
plarisch: Der Tagesspiegel 2017). Der Verfassungsrechtler Andreas Voßkuhle ord-
net diese Strategie der AfD als demokratiefeindlich ein (Der Tagespiegel 2023b; 
vgl. auch die entsprechenden Analysen auf der Seite verfassungsblog.de). Vertre-
ter*innen der AfD äußern in aller Deutlichkeit, welche Maßnahmen zu erwarten 
sind, sobald die Partei entsprechende Machtpositionen besetzt – so bezeichnete der 
Partei- und Fraktionschef der AfD in Thüringen die Inklusion, die auf UN-Ebene als 
Menschenrecht festgeschrieben ist, als „Ideologie“, die von einer AfD-Bildungs- 
und Schulpolitik abgewickelt würde (MDR Thüringen 2023). 
Konkrete Hinweise lassen sich ebenfalls aus der Zielrichtung der parlamentarischen 
Anfragen der AfD im Bundestag ablesen. So stellte eine Anfrage der AfD-Fraktion 
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im Jahr 2018 einen Zusammenhang zwischen Migration, Inzest und Behinderung 
her (Deutscher Bundestag 2018). Ein weiterer Antrag der Fraktion stellt Transperso-
nen als grundsätzlich gefährlich für Frauen dar – feministische Entwicklungspolitik 
solle gestoppt werden, da diese Schutzräume für Frauen und Mädchen zugunsten 
von Transrechten zerstören würde (Deutscher Bundestag 2022).

Szenarien – Regierungsbeteiligung der extremen Rechten?

Nach der parlamentarischen Etablierung der AfD ist angesichts der hohen Zustim-
mungswerte und der Bekleidung von Funktionen auf kommunaler Ebene eine Aus-
weitung auch im exekutiven Bereich bis hin zu einer Regierungsbeteiligung ein 
mögliches Szenario. Es droht ein gesellschaftspolitischer Backlash insbesondere im 
Bereich der Antidiskriminierung, Gleichstellungs- und Inklusionspolitiken und da-
mit ein Anknüpfen an und ein Verstärken von Entsolidarisierungsprozessen in Ver-
bindung mit gezielten antidemokratischen Maßnahmen. Die parlamentarischen In-
itiativen der AfD auf allen politischen Entscheidungsebenen zeigen eine eindeutige 
und im Sinne der normativen Leitvorstellungen von Pluralismus, Demokratie und 
Geschlechtergleichheit beunruhigende Entwicklung. 
Die Veröffentlichung der Recherchen der Plattform Correctiv (2024) im Januar dieses 
Jahres zu Plänen so genannter Re-Migration, sprich der Ausweisung und Deportation 
von Menschen, die den völkischen Homogenitätsvorstellungen der extremen Rechten 
nicht entsprechen, hat in der deutschen Öffentlichkeit zahlreiche Reaktionen hervorge-
rufen. Diese Pläne sind zum Auslöser großer und durch ein breites Spektrum demokrati-
scher Kräfte getragener bundesweiter Demonstrationen gegen rechtsextreme Politikent-
würfe und Homogenitätsphantasien geworden. Dieses deutliche zivilgesellschaftliche 
Zeichen gibt Anlass zur Hoffnung, dass die in demokratischen Auseinandersetzungen 
der vergangenen Jahrzehnte erzielten gleichstellungspolitischen Erfolge verteidigt und 
weiterentwickelt werden können und dass weiterhin Raum für feministische und anti-
rassistische Kritik sowie für Forderungen nach einer solidarischen Gesellschaft bleibt.
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Anmerkung

1 Während in der offiziellen politischen und behördlichen Klassifizierung noch differenziert wird (Ein-
stufung der AfD als rechtextremer Verdachtsfall durch den Bundesverfassungsschutz, Einstufung als 
gesichert rechtsextrem durch die Landesverfassungsschutzämter in Thüringen, Sachsen und Sach-
sen-Anhalt), gilt die AfD in der Rechtsextremismusforschung längst als rechtsextreme Partei, in der es 
zwar „noch rechtsdemokratische Minderheiten“ gebe, die sich aber in einem fortlaufenden Radikalisie-
rungsprozess befinde (Pfahl-Traughber 2019, 42).

Reproduktive Rechte in Italien: Tamponsteuer und 
Abtreibungsrecht als Zeichen für Melonis ambivalente 
Geschlechterpolitik? 

JOHANNA M. PANGRITZ

 
Giorgia Meloni (Fratelli d’Italia) wurde 2022 als Ministerpräsidentin für das italieni-
sche Parlament gewählt und setzte sich somit gegen ihre männlichen Konkurrenten 
Matteo Salvini (Lega) sowie Silvio Berlusconi (Forza Italia) durch. Direkt nach ih-
rem Amtsantritt wurden die ersten antifeministischen Maßnahmen ihrer rechten Po-
litik sichtbar. Im vorliegenden Beitrag werden diese Entwicklungen nachgezeichnet. 
Eine grundlegende Maßnahme war die Umbenennung des Ministeriums für Gleich-
stellung und Familie in Ministerium für Familie, Geburtenrate und Chancengleich-
heit (Gaweda/Siddi 2023). Die Umstrukturierung des Ministeriums schränkte die 
Rechte von LGBTQI Menschen in Italien ein und reflektiert so eine heteropatriar-
chale Politik (ebd.). Aktuell zeigen sich die Auswirkungen dieser Politik besonders 
für queere Familien: Die Geburtsurkunden von Kindern mit gleichgeschlechtlichen 
Eltern werden gegenwärtig angefochten. Ziel ist es, nur den ‚leiblichen‘ Elternteil 
anzuerkennen und den zweiten Elternteil aus der Geburtsurkunde zu entfernen. Hin-
sichtlich mancher reproduktiver Rechte für Frauen zeigt sich Melonis Politik jedoch 
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